
Berlin Mit der politisch wichtigen 
Kanzlermehrheit hat der Bundestag 
die Ausweitung des Euro-Rettungs-
schirms EFSF gebilligt. Damit können 
sich Kanzlerin Angela Merkel (CDU) 
und ihre schwarz-gelbe Koalition trotz 
mehrerer Abweichler in den eigenen 
Reihen gestärkt fühlen. Der Euro-
Showdown im Parlament – eine Chro-
nik der Rettungsschirm-Debatte aus 
dem Bundestag:

Von REINHARD ZWEIGLER 
und FRANK LINDSCHEID

8.15 Uhr: Peter Alt-
maier, Fraktionsge-
schäftsführer der Uni-
on, verschickt letzte 
SMS-Appelle an die 
Wackelkandidaten. Der 
Saarländer hat eine 
kurze Nacht und viel 
politische Kärrnerar-
beit hinter sich. Er 
startet mit einem „guten Gefühl“ in den 
Parlamentstag.

9.01 Uhr: Bundestagspräsident Nor-
bert Lammert eröffnet die Sitzung. Die 
Kanzlerin kommt drei Minuten zu spät. 

Gefolgt von Regierungssprecher 
Steffen Seibert eilt Angela Merkel 
dem Plenarsaal zu. Sie trägt bei-
ge, dazu ihre orangene Lieblings-
Handtasche, ringt sich ein Alles-
wird-gut-Lächeln ab.

9.05 Uhr: Fraktionschef Volker 
Kauder (CDU) richtet seinen Ap-

pell mehr an die eigenen Reihen: Der 
Rettungsschirm diene nicht zuletzt dazu, 
auch die deutsche Wirtschaft, deutsche 
Banken zu schützen. Der SPD wirft er 
vor, sie wolle mit Eurobonds eine „Ver-
gemeinschaftung von 
Schulden“. Neinsager 
Wolfgang Bosbach regt 
sich derweil in der Lob-
by über das Mobbing 
aus den eigenen Reihen 
auf. Seine Stimme bebt. 
„Ich bin enttäuscht.“ 
Dem Druck aus den ei-
genen Reihen will er 
nicht nachgeben. „Hier geht es ums 
Ganze“, sagt der Rheinländer und zitiert 
den Barock-Dichter Friedrich von Logau 
„In Gefahr und größter Not bringt der 
Mittelweg den Tod.“

9.18 Uhr: Peer Steinbrück (SPD) wirft 
der Kanzlerin vor, Europa sei eine Ver-
anstaltung von 26 Regierungschefs und 
einer Frau. Angela Merkel habe unzu-
reichend klar gemacht, dass die Union 
vor allem Rechtsstaatlichkeit, Freizügig-
keit, Meinungsfreiheit, Wohlstand für 
die Menschen bedeute. Zwar sei Merkels 
Satz, wenn der Euro scheitert, scheitere 
Europa, richtig. Doch CSU-Chef Horst 

Seehofer sehe das anders. „In welchem 
Orbit zieht Seehofer seine Kreise?“, ver-
sucht Steinbrück einen Keil ins Unions-
lager zu treiben. Mit dem Ankauf von 
Staatsanleihen habe die Europäische 
Zentralbank längst den Weg in die „Haf-
tungs-Union“ eröffnet. Er fordert eine 
„europäische Erzählung“. Merkel tippt 
unter dem Tisch eine SMS in ihr Handy.

9.41 Uhr: Rainer Brüderle (FDP-Frak-
tionschef) nimmt sich die Opposition zur 
Brust. Im EU-Parlament hätten es rote 
und grüne Abgeordnete abgelehnt, den 
Euro-Stabilitätspakt zu stärken. „Sie ha-
ben sich vom Acker gemacht.“ Auf einen 

Zwischenruf von Grünen-Fraktionschef 
Trittin, meint Brüderle, Trittin habe 
Deutschland das Dosenpfand beschert, 
nun müsse verhindert werden, dass die 
Grünen Europa eine „Blech-Währung“ 
bescherten. „Besserwisser sind noch 
keine Bessermacher“, ruft der FDP-
Mann in die aufgebrachten Oppositions-
reihen.

9.57 Uhr: Linken-Fraktionschef Gre-
gor Gysi erklärt, die EFSF sei ein „Ret-
tungsschirm für die Banken“, nicht für 
die Menschen. Es sei ein „Skandal“, 
dass nicht der Bundestag, sondern le-
diglich ein „Geheimausschuss“ von neun 

Mitgliedern des Haushaltsausschusses 
über wichtige Fragen der ESFS-Umset-
zung entscheide. Er erwarte eine „Ga-
rantieerklärung“ der Kanzlerin, dass die 
Menschen nicht für die möglichen Las-
ten des Rettungsschirmes zahlen müs-
sen. Die „Vermögenden“ zahlten nicht 
einen halben Cent für die Bewältigung

der Euro-Krise. Die Kanzlerin schaut 
ungerührt zu. 

10.16 Uhr: Grünen-Fraktionschef Jür-
gen Trittin fährt Gysi an, wer für den 
Euro und internationale Solidarität sei, 
der dürfe die Zustimmung zum Ret-
tungsschirm nicht verweigern. Und 

Merkel wirft er vor, ihre Politik der klei-
nen Schritte sei gescheitert. „Diese Krise 
ist zu groß für kleine Schritte. Diese Kri-
se ist zu groß für Sie.“ 

10.28 Uhr: Wolfgang Schäuble rollt 
ans Rednerpult. Es wird ruhiger im Saal. 
Er verweist auf die Sorgen der Men-
schen um die Stabilität der Währung. 
„Sind unsere Entscheidungen zu verant-

worten?“, fragt er in die Runde. 
Der deutsche Garantierahmen 
innerhalb des Rettungsschirmes 
betrage 211 Milliarden Euro. 
„Der wird nicht erhöht“, sagt er 
auf bohrende Fragen der Opposi-
tion und auf Gerüchte, der EFSF 

könne nahezu unbegrenzt neue Kredite 
ausreichen (Hebelwirkung). Auf die In-
tervention eines Grünen-Abgeordneten 
hin, sagt der Bundeskassenwart, die De-
tails der ESFS-Anwendung (Guidelines) 
seien noch „nicht verhandelt“. Doch jede 
„Verdächtigung“, der Schirm werde aus-
gedehnt, sei „unanständig und unange-
messen“.

10.46 Uhr: Der SPD-Haushaltsexperte 
Carsten Schneider hält dagegen: Der 
„Hebel“, die Ausweitung des Fonds, sei 
bereits beschlossene Sache. Die Regie-
rung handele als „Getriebene“. Statt Eu-
ropa zu führen, habe Angela Merkel mit 

ihrem Zaudern das Problem noch ver-
schärft.

10.50 Uhr: Georgios Pappas vom grie-
chischen TV-Sender ERT kommentiert 
die Debatte live per Handy. „Wir machen 
uns große Sorgen“, sagt der Fernsehkor-
respondent. Viele Angriffe aus Deutsch-
land würden in seiner Heimat als demü-
tigend empfunden. „Die Stimmung ist 
sehr gereizt bei uns.“

10.56 Uhr: Wirtschaftsminister Phi-
lipp Rösler (FDP) sagt, wie immer in 
freier Rede: „Wir wollen kein Schulden-
Europa, sondern eine echte Stabilitäts-
Union.“ Die Menschen hätten das Ver-
trauen verloren, dass ihnen der Euro 

gut tue. 
11.01 Uhr: Lam-

mert kündigt an, 
dass die beiden Ko-
alitionsabgeordneten 
Klaus-Peter Willsch 
(CDU) und Frank 
Schäffler (FDP) da-
nach „nicht im Na-
men“ ihrer Fraktio-

nen reden werden. Fraktionschef 
Kauder verzieht das Gesicht. 

11.06 Uhr: Der Hesse Willsch begrün-
det seine Ablehnung des Ret-

tungsschirmes. Das Risiko sei zu 
groß, es werde mit Geld abge-
deckt, das der Staat nicht habe. 
„Wir leihen Geld von unseren En-
keln.“ Dass die Abweichler reden 
durften, hat später ein Nachspiel 
im Ältestenrat. Lammert wird 
dort gerüffelt. 

11.35 Uhr: Ein „Panorama“-Team be-
fragt den ganzen Vormittag Abgeordne-
te. Nur jeder Zweite weiß, wie groß die 
deutsche Garantiesumme exakt ist: 211 
Milliarden Euro. 

11.54 Uhr: Beginn der namentlichen 
Abstimmung. Dichtes 
Gedränge um die 
Wahlurnen. 

11.55 Uhr: Die 
Spannung ist auf dem 
Höhepunkt, auch für 
die ausländischen 
Fernsehteams, die so 
zahlreich wie nie im 

Reichstagsflur aufgestellt sind. Silvia 
Wadhwa vom US-Sender CNBC erklärt 
ihren Zuschauern das „Merkeling“ – in 
der amerikanischen Presse bereits ein 
fester Begriff für Zaudern und Mangel 
an Führungskraft. 

12.43 Uhr: Unions-Fraktionsge-
schäftsführer Peter Altmaier schickt die 
erlösende SMS an Angela Merkel: 315 
Stimmen, vier über Kanzlermehrheit, 
am Ende drückt er noch ein Smiley 
dazu. Aufatmen im Regierungslager. 
„Jetzt geh‘ ich was trinken“, verrät der 
von Kameras umringte schwergewichti-
ge CDU-Mann. Sekt oder Selters? Apfel-
schorle.

Die Euro-Entscheidung
Bundestag stimmt mit großer Mehrheit und mit Kanzlermehrheit für Rettungsschirm / Chronologie der Debatte

Zu 60 Jahre Bundesverfassungsgericht 
meint die Braunschweiger Zeitung: „Viel-
leicht mischt sich in die Anerkennung, die 
dem Gericht heutzutage allenthalben zu-
teil wird, auch ein Hauch Sehnsucht nach 
Überparteilichkeit. Das ist erlaubt, aber 
es sollte die Akzeptanz des für die Demo-
kratie lebenswichtigen Parteienbetriebes 
nicht aushöhlen.“

Zur Gesundheitskarte findet der Nord-
bayerische Kurier (Bayreuth): „Dem Versi-
cherten wird unwohl, wenn er sich aus-
malt, was auf der neuen Gesundheitskarte 
gespeichert sein dürfte. Damit wird end-
gültig der gläserne Patient geschaffen. 
Und die Begehrlichkeit wird wachsen, an 
diese intimen Daten zu kommen. Gut 70 
Millionen gesetzlich Versicherte werden 
bald ein Kärtchen mit sich herumtragen, 
auf dem ihr Innerstes enthalten ist. “ 

Zum Siedlungsbau in Israel bemerkt die 
Berliner Zeitung: „Israels Premier Benja-
min Netanjahu zementiert ungerührt seine 
Bedingungen in den Boden – und fordert 
zugleich, die Verhandlungen sollten ohne 
Vorbedingungen geführt werden.“

Zur Finanztransaktionssteuer schreibt 
die Südwest Presse (Ulm): „Nach der Fi-
nanzkrise vor drei Jahren hat die Politik 
weltweit heiße Eide auf die Zähmung des 
Finanzkapitalismus geschworen. Zu zag-
haft war, was folgte. Die EU setzt das 
richtige Zeichen zur richtigen Zeit. Einer 
muss den Anfang machen.“

PRESSESCHAU

STANDPUNKT

Schlichte neue
Lebensmittelwelt

Rot ist böse, gelb 
manchmal. Grün 
geht immer. Der Ho-
rizont am Kühlregal 
könnte so über-
schaubar sein, wenn 
die EU die Lebens-
mittelampel be-
schlossen hätte. Hat 
sie aber nicht. Nun 

werden die Supermärkte ab 2014 
wohl Lese-Ecken einrichten müssen, 
damit sich die Verbraucher  nach Ar-
beitsschluss in Ruhe über Zusammen-
setzung, Kalorienmenge und Minera-
liengehalt ihrer Lebensmittel 
informieren, damit sie vergleichen und 
kurz vor Ladenschluss womöglich doch 
noch zum Kauf schreiten können. Zö-
gerliche werden dabei womöglich ver-
hungern.

Wenn es denn also wirklich so ist, 
dass man den Menschen wieder er-
klären muss, dass Obst und Gemüse, 
Milch und Vollkornbrot, Fisch, fettar-
mes Fleisch und Mineralwasser zu ei-
ner gesunden Ernährung gehören, 
dann ist der Brüsseler Beschluss tat-
sächlich ein Fortschritt. Was aber, 
wenn die Cola-, Burger-, Bagel- und 
Coffee-to-go-Generation gar nicht auf-
geklärt werden will?

r.herold@lvz.de

Von Roland Herold

KOMMENTAR

Mulmiges Gefühl an 
Supermarkt-Kasse

Die Meldung ist alar-
mierend: Selbst im 
Supermarkt fassen 
Kriminelle jetzt schon 
EC-Karten-Daten ab, 
um dann die Konten 
leerzuräumen. Am 
Geldautomaten hatte 
man sich längst an 
diese Gefahr gewöhnt. 

Für viele ist das Rütteln an der Tastatur, 
um zu testen, ob es sich um eine Attrap-
pe handelt, und das Abdecken der Hand 
bei der Pin-Eingabe längst Routine. Und 
ein leicht mulmiges Gefühl bleibt trotz 
aller Vorsicht. 

Doch an der Supermarktkasse war die 
Welt bisher noch in Ordnung. Wie, so 
möchte man denken, sollen Kriminelle 
denn hier unbemerkt die Geräte manipu-
lieren? Dabei gab es vereinzelt schon 
zuvor immer mal solche Fälle, erst ver-
gangenen Monat etwa in einem Bau-
markt in Hannover. Der Lebensmittelein-
zelhandel blieb bisher aber eher 
verschont. Damit ist es nun vorbei.

So mancher wird die guten alten Zei-
ten zurücksehnen, als nur bar oder per 
Scheck bezahlt wurde. Auch wenn die 
Bankkunden, deren Konten geplündert 
werden, ihren Schaden in aller Regel er-
setzt bekommen – den Ärger haben sie 
trotzdem. Ein Zurück in die Zeit vor Ein-
führung der EC-Karte ist jedoch kaum 
noch möglich, schon weil die Banken gar 
kein Interesse daran haben, all die Ge-
schäfte, die die Kunden jetzt am Auto-
maten erledigen, wieder am Schalter be-
arbeiten zu müssen. Und auch viele 
Supermärkte, die inzwischen am liebsten 
selbst das Einscannen der Ware dem 
Kunden überlassen möchten, haben 
kaum noch Interesse an Barzahlung. 

Dafür sind beide auch in der Pflicht, 
für Sicherheit zu sorgen. Die lange ange-
kündigte Abschaltung der manipulations-
anfälligen Magnetstreifen muss endlich 
umgesetzt werden. Und die Supermärkte 
müssen für sichere Lesegeräte sorgen, 
auch wenn das mehr kostet. Sonst könn-
te das Vertrauen der Kunden in das bar-
geldlose Bezahlen bald ganz dahin sein.

f.johannsen@lvz.de

Von Frank Johannsen

Entrüstung über Ulbricht-Zitat
SPD provoziert mit Anti-Merkel-Kampagne / Unionsfraktions-Vize Vaatz: Maueropfer werden für Schlammschlacht missbraucht

Berlin. Eine provokante Anzeigenkam-
pagne der SPD-Bundestagsfraktion zur 
Zwischenbilanz der Bundesregierung 
sorgt in Berlin für heftigen Streit. In der 
Anzeige, die gestern in mehreren über-
regionalen Zeitungen geschaltet wurde, 
wirft die SPD der Regierung und insbe-
sondere Bundeskanzlerin Angela Merkel 
(CDU) vor, nach der Hälfte der Wahlpe-
riode jede Glaubwürdigkeit verspielt zu 
haben und damit Deutschlands Zukunft 
zu gefährden. Überschrieben ist die An-
zeige mit dem Spruch: „Niemand hat die 
Absicht ...“ und dann weiter: „... Atom-
kraftwerke abzuschalten!, ... die Wehr-

pflicht abzuschaffen!, ... Griechenland 
umzuschulden!“ Die ersten beiden Punk-
te sind mit roten Balken durchgestri-
chen. Das Zitat nimmt Bezug auf den 
DDR-Staatsratsvorsitzenden Walter Ulb-
richt, der 1961, kurz vor dem Mauerbau, 
versichert hatte, niemand habe die Ab-
sicht, eine Mauer durch Berlin zu ziehen. 
Kurz danach war die deutsche Teilung 
Realität. 

CDU-Generalsekretär Hermann Grö-
he reagierte empört: Die SPD versuche, 
die Kanzlerin in die „Nähe des SED-
Diktators Walter Ulbricht zu rücken“. 
Das sei einer demokratischen Partei 

nicht würdig. Die Anzeige sei „Primitiv-
polemik“. Unionsfraktions-Vize Arnold 
Vaatz (CDU), der aus Sachsen stammt,  
warf der SPD vor, „den Bereich der 
 legitimen politischen Auseinanderset-
zung“ verlassen zu haben. „Statt der  
Öffentlichkeit eigene Vorschläge für die 
Lösung der  Staatsschuldenkrise zu 
präsentieren, setzt sie Aussagen  de-
mokratischer Politiker mit Aussagen 
diktatorischer Regime gleich“, sagte 
Vaatz dieser Zeitung. „Die Sozialdemo-
kraten verraten damit ihre eigene Ge-
schichte der Verfolgung in der DDR 
 gerade unter Ulbricht. Die  zahlreichen 

Opfer des Mauerbaus haben es nicht 
verdient, von der SPD derart für eine 
politische Schlammschlacht miss-
braucht zu werden.“

Die SPD ist derweil um Schadensbe-
grenzung bemüht. Der Parlamentarische 
Geschäftsführer der SPD-Fraktion, Tho-
mas Oppermann, versicherte: „Niemand 
hat die Absicht, Angela Merkel mit Wal-
ter Ulbricht zu vergleichen.“ Vielmehr 
visualisiere die Anzeige die mangelnde 
Glaubwürdigkeit der Regierung. Diese 
„schmerzhafte Botschaft“ scheine bei 
den Adressaten angekommen zu sein.  
 Peter Kosfeld/Andreas Debski

STICHWORT

Euro-Rettungsfonds EFSF
Bei der Reform des Euro-Rettungsfonds 
ging es um Änderungen, die die Euro-
Staats- und Regierungschefs beschlossen 
hatten. Der EFSF soll 2013 vom dauerhaf-
ten Rettungsschirm ESM abgelöst werden:
GARANTIERAHMEN: Damit der EFSF-
Fonds – eine bis Juli 2013 befristete 
Zweckgesellschaft „Europäische Finanz-
stabilisierungs-Fazilität“ – in vollem Um-
fang 440 Milliarden Euro Notkredite an 
Länder vergeben und sich dafür günstig 
Geld borgen kann, wird der Garantierah-
men auf 780 Milliarden Euro aufgestockt. 
Mit dieser höheren Bürgschaft soll die 
Bestnote bei der Kreditwürdigkeit von 
EFSF-Schuldpapieren gesichert werden. 
Deutschland schultert von dem erhöhten 
Garantierahmen rund 211 Milliarden Euro. 
Einschließlich eines Risikopuffers, um den 
Ausfall eines anderen Euro-Landes als 
Bürge aufzufangen, sind es bis zu 

253 Milliarden Euro. Lasten für die Steuer-
zahler entstehen erst dann, wenn ein mit 
den Hilfen gestütztes Land am Ende doch 
zahlungsunfähig wird.
NEUE INSTRUMENTE: Künftig kann der 
EFSF-Rettungsfonds Staatsanleihen kri-
selnder Euro-Staaten aufkaufen – auch 
von Investoren und nicht nur von Regierun-
gen. Außerdem kann er vorsorglich eingrei-
fen und einem verschuldeten Land eine 
Kreditlinie bereitstellen. Schließlich soll 
der EFSF Geld an Staaten verleihen, um 
ihre Finanzinstitute zu stützen. 
AUFLAGEN: Der EFSF gewährt dann Mittel, 
wenn dies unabdingbar ist, um die Stabili-
tät der Euro-Zone zu wahren. Die Nothilfen 
sind an strenge Auflagen gebunden und 
müssen einstimmig gebilligt werden.
BETEILIGUNGSRECHTE: Künftig wird der 
Bundestag in alle Entscheidungen über 
Euro-Hilfsaktionen eingebunden.  dpa

HINTERGRUND

Die Abweichler bei der 
Euro-Abstimmung

Folgende Abgeordnete stimmten mit 
Nein oder enthielten sich:
Union: Wolfgang Bosbach, Thomas 
Dörflinger, Herbert Frankenhauser 
(CSU), Alexander Funk, Peter Gauweiler 
(CSU), Josef Göppel (CSU), Manfred 
Kolbe, Carsten Linnemann, Thomas Sil-
berhorn (CSU), Klaus-Peter Willsch. Ve-
ronika Bellmann enthielt sich.
FDP: Frank Schäffler, Torsten Heiko 
Staffeldt, Jens Ackermann. Enthalten 
hat sich Sylvia Canel.
SPD: Wolfgang Gunkel stimmte mit 
Nein. Ottmar Schreiner enthielt sich. 
Grüne: Hans-Christian Ströbele enthielt 
sich.
Linke: Alle 70 anwesenden Abgeordne-
ten stimmten mit Nein.  dpa

DREI FRAGEN AN …

… Michael Fuchs, stellvertretender CDU/CSU-Fraktionschef im Bundestag

Erst schien die Koalition am 
Ende, jetzt hat es bei der Euro-
Rettung zur Kanzlermehrheit ge-
reicht. Wie werden nun die letz-
ten zwei schwarz-gelben Jahre?  

Es ist sehr positiv, dass wir mit 
einer Kanzlermehrheit Europa 
 einen Schritt weitergebracht ha-
ben und dafür gesorgt haben, 
dass der Euro stabilisiert wird. 
Das wird ebenso die Koalition stabilisie-
ren, denn wir haben bewiesen, dass wir in 
schwierigen Fragen zusammenstehen.

Trauen Sie Philipp Rösler die Stabilisie-
rung der FDP zu oder muss die Union ab 
sofort ihr eigenes Ding machen?

Ich gehe davon aus, dass Philipp Rösler 
es schaffen wird, die FDP zu stabilisieren 
und wir dann gemeinsam eine vernünftige 
Politik für Deutschland machen können. 
Die Zahlen beweisen, dass wir auf dem 

richtigen Weg sind. Zurzeit haben 
wir den niedrigsten Stand der 
Arbeitslosigkeit seit mehr als 
20 Jahren.

Findet diese Koalition bis 2013 
noch ein gemeinsames Ziel?

Es ist wichtig, dass wir die euro-
päische Stabilisierung als ge-
meinsames Ziel definieren. Hier 
haben wir eine schwierige Auf-

gabe zu bewerkstelligen. Aber wir sind mit 
dieser Abstimmung einen entscheidenden 
Schritt weitergekommen. Wir sind auf 
 einem richtigen Weg. Stabilität nach Euro-
pa zu bringen, ist die Aufgabe dieser Ko-
alition. Und wir haben bereits begonnen, 
zum Beispiel damit, dass die Schulden-
bremse, die wir im deutschen Grund-
gesetz haben, jetzt auch in anderen Län-
dern anerkannt wird.

 Interview: Dieter Wonka
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Die umstrittene Anzeige der SPD – die 
Kanzlerin unter Ulbrichts Zitat-Anleihe.

Fo
to

: d
ap

d

MEINUNG UND HINTERGRUND Seite 3Freitag, 30. September 2011

bellmanvema01
Hervorheben


